
 

 

Kurzbericht 

Ausschuss für Inneres und Sport 

(59. - öffentliche - Sitzung am 17. Oktober 2024) 

Tagesordnung: 

1. a) Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Haushaltsplans für das 

Haushaltsjahr 2025 (Haushaltsgesetz 2025 - HG 2025 -) 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 19/4900 neu 

 

 b) Mittelfristige Planung des Landes Niedersachsen 2024 bis 2028 

Unterrichtung durch die Landesregierung - Drs. 19/5206 

 

 Der - mitberatende - Ausschuss behandelt den Einzelplan 17 - Landesbeauftragter für 

den Datenschutz - unter Einbeziehung der Mipla 2024 bis 2028. Er führt die Einzel-

beratung durch. 

  

2. a) Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Haushaltsplans für das 

Haushaltsjahr 2025 (Haushaltsgesetz 2025 - HG 2025 -) 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 19/4900 neu 

 

 b) Mittelfristige Planung des Landes Niedersachsen 2024 bis 2028 

Unterrichtung durch die Landesregierung - Drs. 19/5206 

 

 Der - mitberatende - Ausschuss behandelt den Einzelplan 03 - Ministerium für Inneres 

und Sport - und den Einzelplan 20 - Hochbauten - unter Einbeziehung der Mipla 2024 

bis 2028. Er führt die Einzelberatung durch. 

  

3. Personalstrukturbericht 2022 

Unterrichtung durch die Landesregierung - Drs. 19/5023 

 

Der Ausschuss nimmt die Unterrichtung entgegen und führt darüber eine Aussprache.  

  

4. Abschiebeoffensive 2024 endlich einleiten - Kapazitäten der Bundeswehr für 

Abschiebeflüge nutzen! 

Antrag der Fraktion der AfD - Drs. 19/5307 

 

Der Ausschuss beginnt mit der Beratung und bespricht Verfahrensfragen. Er beschließt 

einstimmig, die Landesregierung um eine schriftliche Unterrichtung zu bitten. 

  

5. Niedersachsen für Olympia 2040 in Deutschland 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/5321 

 

Der Ausschuss beginnt mit der Beratung und bespricht Verfahrensfragen. Er beschließt 

einstimmig, die Landesregierung um eine schriftliche Unterrichtung zu bitten. 

  

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_05000/04501-05000/19-04900.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/05001-05500/19-05206.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_05000/04501-05000/19-04900.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/05001-05500/19-05206.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/05001-05500/19-05023.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/05001-05500/19-05307.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/05001-05500/19-05321.pdf
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6. a) Mehr Respekt und Anerkennung gegenüber Polizei, Feuerwehr und 

Rettungsdienst - Einsatzkräfte besser und dauerhaft vor Angriffen schützen! 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 19/308 

 

 Der Ausschuss schließt die Beratung ab. Er empfiehlt dem Landtag, den 

Entschließungsantrag abzulehnen. 

 

Zustimmung: SPD, GRÜNE, AfD 

Ablehnung: CDU 

Enthaltung: - 

 

 b) Gewalt gegen Einsatz- und Rettungskräfte wirksam bekämpfen und ihr präventiv 

begegnen 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 19/3037 

 

 Der Ausschuss setzt die Beratung fort. Im Zuge dessen stellt ein Mitglied der Fraktion 

der SPD Eckpunkte der Vorlage 8 vor. 

Sodann schließt der Ausschuss die Beratung ab. Er empfiehlt dem Landtag 

vorbehaltlich des Votums der - mitberatenden - Ausschüsse für Rechts- und 

Verfassungsfragen sowie für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung, den 

Entschließungsantrag in der Fassung der Vorlage 8 anzunehmen. 

 

Zustimmung: SPD, GRÜNE 

Ablehnung: AfD 

Enthaltung: CDU 

 

 c) Randalierer auf den Straßen stoppen - den erneuten Angriffen zu Silvester auf 

Polizei- und Einsatzkräfte endlich die erforderlichen Maßnahmen folgen lassen! 

Antrag der Fraktion der AfD - Drs. 19/3400 

 

 Der Ausschuss schließt die Beratung ab. Er empfiehlt dem Landtag, den 

Entschließungsantrag abzulehnen. 

 

Zustimmung: SPD, CDU, GRÜNE 

Ablehnung: AfD 

Enthaltung: - 

 

  

7. Terminangelegenheiten 

 

Der Ausschuss klärt Terminfragen. Er beschließt einstimmig, in der Zeit vom 17. März 

bis 20. März 2025 zusammen mit dem Ausschuss für Angelegenheiten des 

Verfassungsschutzes eine parlamentarische Informationsreise nach Berlin 

durchzuführen. 

 

 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_02500/00001-00500/19-00308.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_05000/03001-03500/19-03037.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_05000/03001-03500/19-03400.pdf

